
werden kann, müsste laut Grünen
in der ab dem 1. Oktober beginnen-
den Rodungsperiode der Baumbe-
stand gerodet werden. Es gebe aber
„Besetzungen von Bäumen“.
Gleichzeitig laufe ein Klageverfah-
ren des letzten Bewohners von Lüt-
zerath gegen seine Enteignung.
Braunkohlegegner und Klima-
schützer hatten Mitte August ent-
schiedenenProtest gegeneinenwei-
teren Abriss von Häusern und
Baumfällaktionen am Tagebau
Garzweiler angekündigt. „Die Lan-
desregierungmuss verhindern, dass
Lützerath zum neuen Symbol für
die Eskalation im Konflikt um die

in einen sinnlosen und möglicher-
weise gefährlichen Einsatz ge-
schickt werden, wie vor drei Jahren
imHambacherWald.“ Das Verwal-
tungsgericht Köln hatte kürzlich
entschieden, die Räumung der
Baumhäuser dort im Herbst 2018
sei rechtswidrig gewesen.
Von der Landesregierung wollen

dieGrünen unter anderemAntwor-
ten darauf, welche Informationen
sie über „Besetzungsstrukturen“ in
der Ortschaft Lützerath habe. Die
Fraktion will auch wissen, welche
Informationen die Regierung über
Planungen von RWE habe, den
Baumbestand zu beseitigen. dpa

Braunkohle wird“, sagte Wibke
Brems, energiepolitische Spreche-
rin der Grünen. Ministerpräsident
Armin Laschet (CDU) müsse dafür
sorgen, „dass nicht wieder Tausen-
de Polizeibeamtinnen und -beamte

Gegen Garzweiler werden neue Pro-
teste erwartet. HEIDRICH/FFS

GLOSSE

Wer derzeit ein Haus renovie-
ren oder ein Auto bauen

möchte, kennt das Problem: Es
gibt gar keine Teile. Man weiß gar
nicht, wo all die Bauteile und
Werkstoffe geblieben sind.
Schließlich arbeiten die Fabriken
weltweit auf Hochtouren, Flugzeu-
ge fliegen wieder, und die Verstop-
fung im Suez-Kanal ist ja auch
längst bereinigt.
Doch alle Probleme mit fehlen-

den Bauteilen sind nichts im Ver-
gleich zu den Problemen von Fahr-
radfahrern: Sie brauchen eine fri-
sche Kette? Ein blitzeblankes Rit-
zelpaket? Oder endlich mal einen

Mehr als 200
Studierende starten
Hebammenstudium
Düsseldorf. Mehr als 200 Studien-
anfängerinnen starten in diesem
Herbst in ein Hebammen-Studium
– so viele wie noch nie zuvor in
NRW. Im Zuge der Akademisierung
des Berufs beginnen zumWinter-
semester 2021/22 gleich vier
neue Studiengänge für Angewand-
te Hebammenwissenschaft, wie
das Wissenschaftsministerium
mitteilte. So wird an der Medizini-
schen Fakultät der Universität zu
Köln, der Katholischen Hochschule
zu Köln, der Hochschule Nieder-
rhein und der Fachhochschule Bie-
lefeld der Studiengang neu einge-
führt. Die Hochschule für Gesund-
heit in Bochum, die einst den ers-
ten Hebammenstudiengang in
NRW hatte, bietet den Studienstart
für einen etwas angepassten Ba-
chelor-Studiengang Hebammen-
wissenschaft nun zumWinter- und
zum Sommersemester an und hat
die Zahl der Plätze aufgestockt.
In einem Jahr sollen dann auch

Hebammen-Studiengänge in
Aachen, Bonn und Münster an den
Start gehen. dpa

KOMPAKT
Nachrichten, Glosse, Leserecho

Wahlleiter: Briefe bis
Mittwoch abschicken
Düsseldorf. Briefwähler sollten den
Stimmzettel für die Bundestags-
wahl spätestens am Mittwoch ab-
schicken. „Innerhalb Deutsch-
lands wird der Wahlbrief der Hei-
matgemeinde dann noch rechtzei-
tig zugestellt“, sagte Landeswahl-
leiter Wolfgang Schellen amMon-
tag. Wähler und Wählerinnen seien
selbst für den rechtzeitigen Ein-
gang verantwortlich. Wer die
Unterlagen bis dahin nicht abge-
schickt hat, kann sie bis Sonntag,
18 Uhr, auch direkt beim Wahlamt
amWohnort abgeben. dpa

„2G“-Regel rückt näher
Die NRW-Landesregierung erwägt härtere Corona-Regeln für den Fall

einer „Pandemie der Ungeimpften“ in diesem Herbst
Düsseldorf. Der StädtetagNRW for-
dert schon lange, nur nochGeimpf-
te und Genesene und nicht mehr
auf das Coronavirus getestete Bür-
ger „im Freizeitbereich“ zuzulas-
sen. Weil die Furcht vor einer „Pan-
demie der Ungeimpften“ zunimmt,
schließen sich immer mehr Politi-
ker dem Ruf nach einer solchen
„2G-Regelung“, zum Beispiel für
Restaurant- und Kinobesuche oder
sogar für den Arbeitsplatz an. Die
Landesregierung will aber abwar-
ten, wie sich die Infektionszahlen
entwickeln. Ein Überblick:
Die Regierung: Kreise und Städte

könnten schonheute– inRückspra-
che mit Gesundheitsministerium -
strengereRegelnalsdiederCorona-
Schutzverordnung erlassen, heißt
es in diesemMinisterium.Auchhät-
ten private Veranstalter stets die
Möglichkeit, in ihrer Verantwor-
tung den Zugang zu beschränken,
etwa durch „2G“. Anders als in
Hamburg seienmit „2G“ hierzulan-
de aber keine Erleichterungen bei
den Schutzmaßnahmen, zum Bei-
spiel bei Abstandsregeln, verbun-
den. Die Regierung betont, dass
„2G“nicht aufKinder und Jugendli-
che angewendet werden könne,
dass aber ausgerechnet in dieser
Gruppehohe Inzidenzen vorliegen.

NRW wagt keine Prognose, ob
eine neue Corona-Schutzverord-
nung strengere Regeln vorsehen
könnte. Die alte endet am 8. Okto-
ber. Dass „2G“ wahrscheinlicher
wird, lassen Sätze wie diese erah-
nen: „Nach allen Prognosen stehen
nicht geimpften Menschen im
Herbst besondere Gefährdungen
bevor.Wennwirdanndievonvielen
vorhergesagte ‚Pandemie der Unge-
impften‘ bekommen, können für
diese Personen neue Schutzmaß-
nahmen erforderlich werden.“ Ein
harter Lockdown gegenüber Gene-
senen und Geimpften erscheine
derzeit weder geboten noch durch-
setzbar.
Die Opposition: Man müsse jetzt

alles tun, umdie Impfquote zu erhö-
hen, meint NRW-SPD-Chef Tho-
mas Kutschaty. Mit der „2G-Regel“
bei privaten Veranstaltungen gebe
es dafür einen zusätzlichen Anreiz.
Sie sei „ein wichtiger Beitrag, um
die Gesundheit der Menschen zu
schützen und gleichzeitig das sozia-

le und wirtschaftliche Leben auf-
rechtzuerhalten.“ Kutschaty
schränkt aber ein: „Niemand kann
dazu gezwungen werden, sich imp-
fen zu lassen.Deshalbmüssen auch
Ungeimpfte weiter die Möglichkeit
haben, durch einen negativen Test
am gesellschaftlichen Alltag im öf-
fentlichen Raum teilzunehmen.“
Felix Banaszak, Grünen-Landes-
vorsitzender, istderAnsicht, die2G-
Regel erhöhe den Infektionsschutz
in Innenräumen und gebe Veran-
staltern Planungssicherheit.
Der Grundrechtsexperte: „Wer sich

nicht gegen Corona impfen lassen
will, muss Nachteile durch die 2G-
Regel in Kauf nehmen“, sagt der
Grundrechtsexperte Prof. Stefan
Huster.DieLandesregierungkönne
im Rahmen einer Corona-Verord-
nung die 2G-Regelung landesweit

erlassen, wenn sie zugleich deutlich
mache, dass dadurch das Infek-
tionsrisiko bei Veranstaltungen und
in Betrieben gemindert werde.
Supermärkte, Busse und Bahnen
oder auch der Arbeitsplatz müssten
jedoch für Ungeimpfte zugänglich
bleiben. „Aber dann müssten dieje-
nigen, die sich nicht impfen lassen
wollen, im Betrieb die Tests auch
selbst bezahlen“, betont der Profes-
sor für Öffentliches Recht an der
Ruhr-Uni Bochum. „Das finde ich
absolut zumutbar, denn es ist nicht
einzusehen, dass die Solidarge-
meinschaft für siedieTestsbezahlt.“
Eine unzulässige Diskriminie-

rung kann Huster darin nicht er-
kennen. „Es ist ja der Sinn des In-
fektionsschutzrechtes, diejenigen
anders zu behandeln, von denen
eine potenzielle Gefahr ausgeht.“

Das sei „ganz und gar angemessen“.
Zumal sich das Problem durch eine
Impfung leicht beseitigen lasse.
Die Arbeitgeber: Aus Sicht der

Wirtschaft ist eine generelle Ver-
schärfung der Auflagen für Unge-
impfte derzeit nicht erforderlich.
„SolangekeineÜberlastungdesGe-
sundheitssystems eintritt, sind kei-
ne zusätzlichen Einschränkungen
des gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Lebens angezeigt“,
sagte Johannes Pöttering, Hauptge-
schäftsführer der NRW-Unterneh-
merverbände (Unternehmer
NRW), dieser Redaktion. Gegen
freiwillige „2G“-Modelle für Betrie-
be mit Publikumsverkehr sei indes
nichts einzuwenden. Ziel müsse es
sein, erneute Schließungen zu ver-
hindern. Von einer allgemeinen
Impfpflicht hält Pöttering nichts.
„Klar ist aber auch, dass jene, die
sich nicht impfen lassen wollen, auf
Dauer Einschränkungen bei der
Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben haben werden“, sagte er. Das
gelte auch für den Arbeitsplatz.
Der Gewerkschaftsbund: AnjaWe-

ber, NRW-Vorsitzende des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes
(DGB), betont: „Impfen ist eineFra-
ge der Solidarität, zum Beispiel
gegenüber Kindern, die aktuell die
größten Einschränkungen ertra-
gen.“ In Publikumseinrichtungen
wie Restaurants oder Kinos eröffne
„2G“ den Betreibern die Möglich-
keit, Auflagen zu reduzieren und
dieSicherheit zuerhöhen. „Solange
diese Regelungen auf Freiwilligkeit
beruhen und arbeitsrechtlicheKon-
sequenzen für die Beschäftigten
ausgeschlossen sind, ist dagegen
nichts einzuwenden.“ „Eine gene-
relle 2G-Regelung für alle Betriebe
lehnen wir ab“, stellte Weber klar.
Denkbar sei aber ein „3G“-Modell,
bei dem Beschäftigte nachweisen,
dass sie geimpft, genesenoder getes-
tet sind. „So können Beschäftigte
optimal vorderPandemiegeschützt
werden, ohne dass in ihre Grund-
rechte unverhältnismäßig eingegrif-
fen wird.“ cho/mk/mko

nigelnagelneuen Reifen? Dann
warten Sie mal schön! Und selbst
wer das Glück hatte, schon bestellt
zu haben, kann seine Wartezeit oft
eher in Monaten denn in Wochen
messen. Also bleibt der geschun-
dene Drahtesel zwangsläufig
stehen.
Ich hab mir jetzt ja was Ge-

brauchtes gekauft. 30 Jahre und
älter. Wo? Na, ganz einfach: im
Kleinanzeigen-Portal. Probleme
mit Ersatzteilen hab ich seitdem
auch nicht mehr. Die gibt’s da wie
Sand amMeer. Sogar neu. Jetzt
warte ich nur auf einen Werkstatt-
termin – seit Wochen. O.W.

BRIEFE AN DIE REDAKTION

Wartezeit

Notwendiges Übel
Urlaub zu Hause bleibt beliebt.
Steigende Mieten, steigende
Nebenkosten wie Energie- und
Strompreise – da ist es nicht be-
liebt, in Deutschland Urlaub zu
machen, sondern ein notwendiges
Übel, weil schlicht und einfach die
Haushaltskasse zusehend leerer
wird. Tendenz steigend. Wenn die
Kosten so weiter steigen, werden
etliche bald gar keinen Erholungs-
urlaub mehr machen können.
Waldemar Sedlbauer, E-Mail

Bildung als Schlüssel
Wege aus der Kinderarmut. Diese
bekämpft man nicht, indemman
Kinderreichtum durch Geldzahlun-
gen belohnt. Der Arbeitslohn der
Eltern sollte den Familienunterhalt
ermöglichen. Losgelöst vom El-
ternhaus ist Bildung für Kinder der
Schlüssel zum erfolgreichen Er-
wachsenenleben; zu erreichen
durch Halbierung der Klassenstär-
ke, kostenloses Mittagessen und
Betreuung im sozialen Bereich.
Barbara Böckenhüser, E-Mail

@ Bitte senden Sie Ihre Meinung mit Namen undWohnort an:
meinungsforum@waz.de (Wir behalten uns das Recht vor, Ihre Einsen-

dung zu kürzen. Ein Anspruch auf Veröffentlichung besteht nicht.) Grüne befürchten Eskalation um Lützerath
Dorf am Rand des Braunkohlereviers soll Tagebau weichen. Fragen an die Landesregierung

Düsseldorf. DieGrünen imLandtag
warnenvoreinermöglichenEskala-
tion im Braunkohlerevier um das
Dorf Lützerath. Die Fraktion bean-
tragte einen schriftlichen Bericht
der CDU/FDP-Landesregierung für
die Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses am 29. September. Lütze-
rath bei Erkelenz solle nach den
Planungen des Energieunterneh-
mens RWE bis Ende 2022 dem Ta-
gebau Garzweiler weichen, so die
Grünen. Anders als für fünf weitere
Dörfer gelte für Lützerath der von
der Landesregierung festgelegte
Aufschub bis zum Jahr 2026 nicht.
Damit das Jahr 2022 gehalten

Hier gilt „2G“: Eine Restaurantmitarbeiterin mit der Information für Gäste,
dass nur Geimpfte und Genesene Zutritt haben. FOTO: GETTY,SSTOCK/M:L.LÜBNER

Industrie fordert Klarheit

n Die Industrie- und Handels-
kammern in Nordrhein-Westfa-
len sprechen sich für klare und
bundesweit einheitliche 2G-
oder 3G-Regelungen aus. „Da-
rüber sollten alle Betriebe Si-
cherheit hinsichtlich arbeits-
rechtlicher Vorgaben, Impfaus-
künften und AHA-Regeln erhal-
ten“, sagte eine IHK-NRW-Spre-
cherin. Einen weiteren Shut-
down könnten sich viele
Unternehmen nicht leisten.

„Wer sich nicht imp-
fen lassen will, muss
Nachteile durch die

2G-Regel in Kauf
nehmen.“

Thomas Huster, Professor für Öffentli-
ches Recht an der Ruhr-Uni Bochum

ZAHL DES TAGES

61 Prozent der rund 22,2
Millionen Katholiken in
Deutschland sind da-

für, dass Papst Franziskus den Köl-
ner Kardinal Rainer Woelki sofort
abberuft – so eine von der
„Bild“-Zeitung in Auftrag gegebene
repräsentative Umfrage. Kardinal
Woelki steht wegen des Umgangs
mit der Aufklärung von sexuellem
Missbrauch in seinem Bistum seit
gut einem Jahr in der Kritik.
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